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Die Berufung wird zurÃ¼ckgewiesen.

Kosten sind nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger, dessen Schwerbehinderteneigenschaft mittlerweile seit Dezember
2017 anerkannt ist, begehrt nunmehr noch die Feststellung eines Grades der
Behinderung (GdB) von mindestens 50 bereits ab dem 30. April 2017. Dies
begrÃ¼ndet er insbesondere mit einem zwar zu diesem Zeitpunkt noch nicht
diagnostizierten, aber seiner Auffassung nach bereits nachweisbar vorliegenden
Prostatakarzinom, bei nachfolgend im Dezember 2017 gesicherter
Diagnosestellung. 

 

Â 

Nachdem zunÃ¤chst die Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft und des
Merkzeichens G Klagegegenstand gewesen sind, hat der Beklagte nach Hinzutreten
eines Prostatakarzinoms mit Teilanerkenntnis vom 14. Januar 2019 einen GdB von
70 â�� der zuvor mit 40 festgestellt gewesen ist â�� ab dem 10. Dezember 2017
anerkannt.

Â 

GemÃ¤Ã� Abhilfebescheid vom 5. Juli 2013 war der GdB des 1953 geborenen
KlÃ¤gers mit 40 aufgrund der FunktionsstÃ¶rung â��somatoforme
SchmerzstÃ¶rung mit Funktionsbehinderung der WirbelsÃ¤ule, Atembeschwerden
und Neigung zu Bluthochdruckâ�� festgestellt worden. Vorausgegangen war ein
Erstfeststellungsantrag des KlÃ¤gers vom 14. Juli 2009 mit nachfolgenden
umfangreichen medizinischen Ermittlungen; eine Bandscheibenoperation der
LendenwirbelsÃ¤ule (LWS) wurde zunÃ¤chst vom Ã�rztlichen Dienst mit einem
Einzel-GdB von 20, spÃ¤ter einem solchen von 30 unter Einbeziehung eines
Schmerzsyndroms bewertet. Zwischenzeitliche AntrÃ¤ge des KlÃ¤gers, der sich u.a.
vom 18. September bis 9. Oktober 2012 aufgrund von Beschwerden des
Bronchialsystems auf J. in Rehabilitationsbehandlung befand, auf Neufeststellung
blieben ohne Erfolg. Ein Ã¼berempfindliches Bronchialsystem wurde seitens des
Ã�rztlichen Dienstes des Beklagten mit einem Einzel-GdB von 10 eingeschÃ¤tzt.
Aufgrund eines 2013 gestellten Neufeststellungsantrages erfolgte schlieÃ�lich die
Anhebung des GdB auf 40. Im Rahmen eines weiteren Neufeststellungsverfahrens
differenzierte der Ã�rztliche Dienst des Beklagten im MÃ¤rz 2016 den bereits
festgestellten GdB von 40 dahingehend aus, dass je ein Einzel-GdB von 20
hinsichtlich einer FunktionsstÃ¶rung der WirbelsÃ¤ule, einer
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LungenfunktionseinschrÃ¤nkung bei chronischer Bronchitis sowie der psychischen
Situation nebst somatoformer SchmerzstÃ¶rung vorgeschlagen wurde.

Â 

Am 15. August 2016 stellte der KlÃ¤ger den Neufeststellungsantrag, der den
Ausgangspunkt des hier vorliegenden Rechtsstreits bildet und mit dem er
zunÃ¤chst auch das Merkzeichen G beantragte. Der behandelnde Hausarzt, der
Internist Dr. K., erstellte â�� wie bereits mehrfach zuvor â�� einen Befundbericht.
Der KlÃ¤ger habe eine Bluthochdruckerkrankung, eine Atemwegserkrankung und
eine Erkrankung der HalswirbelsÃ¤ule (HWS). Im Bereich der LWS bestehe eine
fortgeschrittene Spondylarthrose, neurologische AusfÃ¤lle fÃ¤nden sich hier nicht.
DemgegenÃ¼ber sei die Situation der HWS fÃ¼r den KlÃ¤ger schmerzhaft, auch
nachts. Hinzu kÃ¤men Stoffwechselerkrankungen. Der Ã�rztliche Dienst des
Beklagten â�� Dr. L. â�� sah aufgrund dieses Befundberichts in seiner
Stellungnahme vom 18. Oktober 2016 keinen Anlass zu einer Neubewertung.
ErgÃ¤nzend berichtete Dr. K. unter dem 29. September 2016 von einer
Verschlimmerung der Lungenerkrankung und einer Verschlechterung des kardialen
Krankheitsbildes des KlÃ¤gers. Nach erneuter Konsultation des Ã�rztlichen Dienstes
lehnte der Beklagte den Neufeststellungsantrag mit Bescheid vom 2. November
2016 ab. 

Â 

Der KlÃ¤ger legte Widerspruch ein und wurde hierbei durch den Internisten Dr. K.,
seinen Hausarzt, unterstÃ¼tzt. Dieser Ã¤uÃ�erte die Auffassung, es mÃ¼sse eine
Schwerbehinderung anerkannt werden und verwies auf die Verschlimmerung der
Herz-Kreislauf-Situation bei fortgeschrittener chronisch-obstruktiver
Lungenerkrankung. Erschwert werde die Behandlung durch die
Bluthochdruckerkrankung des KlÃ¤gers, die eine Behandlung mit Betablockern
verhindere. Zudem habe der Bluthochdruck zu einer tachykarden
RhythmusstÃ¶rung gefÃ¼hrt. Der Ã�rztliche Dienst des Beklagten nahm in der
Folge die FunktionsstÃ¶rung â��Bluthochdruck, HerzrhythmusstÃ¶rungenâ�� mit
einem Einzel-GdB von 10 neu auf, andauernde HerzrhythmusstÃ¶rungen lÃ¤gen
jedoch nicht vor. Auch eine andauernde LungenfunktionseinschrÃ¤nkung sei nicht
belegt. Daraufhin wies der Beklagte den Widerspruch des KlÃ¤gers durch
Widerspruchsbescheid vom 30.Â November 2016 zurÃ¼ck.

Â 

Der KlÃ¤ger hat am 13. Dezember 2016 Klage erhoben, gerichtet allein auf die
HÃ¶he des GdB und insbesondere die Feststellung der
Schwerbehinderteneigenschaft. Er hat die vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen,
insbesondere die Lungenbeschwerden, unzutreffend gewÃ¼rdigt gesehen. Hierzu
hat er ergÃ¤nzende Befundberichte des OrthopÃ¤den Dr. M. und des Pneumologen
Dr. N. vorgelegt, die den Ã�rztlichen Dienst â��O. â�� indes nicht zu einer
Ã�nderung der bisherigen Auffassung bewogen haben. Das Sozialgericht (SG)
Aurich hat einen Befundbericht des Dr. K. vom 27. Mai 2017 eingeholt. Dieser hat
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gemeint, von Seiten der Lungenerkrankung und der HWS-Erkrankung sei eindeutig
eine Verschlechterung eingetreten. Die Bewertung der
LungenfunktionseinschrÃ¤nkung ist in der Folgezeit seitens der
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers und den Ã�rztlichen Dienst des Beklagten
sehr unterschiedlich gewichtet worden. 

Â 

Das SG Aurich hat daraufhin eine Beweisanordnung vom 17. Oktober 2017 des
Inhalts beschlossen, ein internistisches SachverstÃ¤ndigengutachten der
FachÃ¤rztin Dr. P. einzuholen. Bevor dieses Gutachten vorgelegen hat, ist seitens
des Internisten Dr. K. unter dem 23. Dezember 2017 mitgeteilt worden, dass beim
KlÃ¤ger ein Prostatakarzinom diagnostiziert worden sei. In einem an die
ProzessbevollmÃ¤chtigten des KlÃ¤gers gerichteten Schreiben vom 15. Februar
2018 hat er das Datum der Diagnose mit dem 6. Dezember 2017 angegeben; an
diesem Tage ist der Befund mittels einer Prostatabiopsie gesichert worden. Eine
hoch pathologische ErhÃ¶hung des prostata-spezifischen Antigens (PSA) sei nach
dem Bericht des Dr. K. jedoch bereits am 18. November 2015 gemessen worden,
sicherlich habe die Erkrankung bereits vor dem 1. Mai 2017 vorgelegen. 

Â 

Daraufhin hat der Beklagte nach Konsultation seines Ã�rztlichen Dienstes â�� Dr. Q.
â�� ein Teilanerkenntnis des Inhalts abgegeben, der GdB werde ab dem 23.
Dezember 2017 mit insgesamt 60 festgestellt. Zu den bisherigen Bewertungen ist
nunmehr ein Einzel-GdB von 50 in Bezug auf das Prostatakarzinom hinzugetreten.
Hierzu hat der Beklagte unter dem
31. Januar 2018 einen AusfÃ¼hrungsbescheid erteilt. Der KlÃ¤ger hat in Bezug auf
das Teilanerkenntnis die Auffassung geÃ¤uÃ�ert, eine entsprechende Feststellung
mÃ¼sse bereits zu einem frÃ¼heren Zeitpunkt getroffen werden. Dr. K. gehe davon
aus, dass die Diagnose bereits Ende des Jahres 2015 gefestigt vorgelegen habe,
was sich aus dem Vorliegen entsprechend hochpathologischer Werte vom 18.
November 2015 ergebe. Diese Argumentation hat der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers in der Folgezeit fortgefÃ¼hrt und hÃ¤lt sie auch im nachfolgenden
Berufungsverfahren aufrecht, da der Zeitpunkt der Feststellung des GdB
Auswirkungen auf den Rentenanspruch des KlÃ¤gers habe. 

Â 

Unter dem 2. MÃ¤rz 2018 hat die SachverstÃ¤ndige Dr. P. ihr Gutachten erstattet.
Sie hat anamnestisch zunÃ¤chst mitgeteilt, der zuvor als BetriebsprÃ¼fer tÃ¤tige
KlÃ¤ger befinde sich seit April 2017 im Ruhestand. Er sei verheiratet und habe zwei
Kinder, geboren 1982 und 1988. Eine Psychotherapie habe der KlÃ¤ger nie
gemacht. Auch im Ã�brigen hat die SachverstÃ¤ndige keine psychischen
AuffÃ¤lligkeiten festgestellt. Die Schmerzen im Bereich der HWS seien seit der
Berentung des KlÃ¤gers deutlich besser geworden, bei sehr geringem
Schmerzmittelbedarf. Als Erkrankungen des Bewegungsapparates bestÃ¼nden
lediglich funktionelle Auswirkungen im Bereich HWS und LWS, zu bewerten mit
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einem Einzel-GdB von 20. Auf internistischem Gebiet sei seit 2010 eine chronische
Bronchitis bekannt; zwar fÃ¼hre der Hausarzt eine chronisch-obstruktive
Lungenerkrankung auf, die vorliegenden LungenfunktionsprÃ¼fungen zeigten aber
alle nur sehr geringe oder gar keine obstruktiven EinschrÃ¤nkungen. Die
verschriebene inhalative Behandlung mit einem CortisonprÃ¤parat sowie
bronchialerweiternden Sprays fÃ¼hre er nicht regelmÃ¤Ã�ig durch, sondern nach
Bedarf. Angesichts der Beschwerden verwundere dies. Aber auch ohne diese
Behandlung zeige sich an den Atmungsorganen kein wesentlicher krankhafter
Befund. Es handele sich um ein Bronchialasthma ohne dauernde EinschrÃ¤nkung
der Lungenfunktion und ohne typische hÃ¤ufige oder schwere AnfÃ¤lle, zu
bewerten mit einem Einzel-GdB von 20. Der Prostatatumor sei mit einem Einzel-GdB
von 60 zu bewerten, hinsichtlich daraus folgender seelischer StÃ¶rungen sei noch
keine dauerhafte Prognose mÃ¶glich. Unter BerÃ¼cksichtigung des Einzel-GdB von
60 fÃ¼r die Tumorerkrankung hat die SachverstÃ¤ndige den Gesamt-GdB des
KlÃ¤gers mit 80 angenommen, dies ab Diagnosestellung des Prostatakarzinoms im
Dezember 2017. 

Â 

Der Beklagte hat sich durch das Gutachten in seiner Auffassung bestÃ¤tigt gesehen
und hat ferner darauf hingewiesen, bei einer Krebserkrankung sei nach den
Versorgungsmedizinischen GrundsÃ¤tzen (VMG) der hierfÃ¼r vorgesehene GdB erst
ab dem Zeitpunkt festzustellen, in dem das Vorliegen der Erkrankung gesichert sei.
Dies sei vorliegend im Dezember 2017 erfolgt. Ein Einzel-GdB von 50 sei zutreffend,
da eine Strahlen- und Antihormontherapie lediglich geplant seien. Gegebenenfalls
mÃ¼sse der Einzel-GdB abhÃ¤ngig von der tatsÃ¤chlich erfolgten Therapie
angepasst werden.

Â 

Der KlÃ¤ger hat in der Folgezeit nochmals eine Bescheinigung des Dr. K. vom 20.
Juni 2018 in Bezug auf die PSA-Messwerte im Rahmen der jÃ¤hrlichen
Krebsvorsorgeuntersuchungen vorgelegt. Hierin hat Dr. K. aus den Messwerten
geschlussfolgert, die bÃ¶sartige Prostataerkrankung sei sicherlich bereits 2012 im
Initialstadium vorhanden gewesen.

Â 

Mit Urteil vom 4. September 2018 hat das SG Aurich den Bescheid vom 2.
November 2015 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. November 2016 in
der Fassung des Teilanerkenntnisses vom 31. Januar 2018 insoweit abgeÃ¤ndert,
als bei dem KlÃ¤ger ein GdB von 60 ab dem 6. Dezember 2017 festgestellt wird,
und hat die Klage im Ã�brigen abgewiesen. Zur BegrÃ¼ndung hat das SG
ausgefÃ¼hrt, der GdB von 60 stehe dem KlÃ¤ger bereits ab dem 6. Dezember 2017
zu. Bezogen auf einen frÃ¼heren Zeitpunkt sei kein hÃ¶herer GdB als 40
festzustellen; insoweit ist das SG Aurich den EinschÃ¤tzungen der
SachverstÃ¤ndigen Dr. P. und des Ã�rztlichen Dienstes des Beklagten gefolgt. Auch
hinsichtlich des Prostatatumors sei eine ErhÃ¶hung des Einzel-GdB von 50 nach Teil
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B Nr. 13.6 VMG nicht indiziert, da nicht bekannt sei, ob der KlÃ¤ger auf Dauer
hormonbehandelt sei. Indes sei die Diagnostik bereits am
6. Dezember 2017 erfolgt, nicht erst am 23. Dezember 2017, was lediglich das
Datum des Attestes des Dr. K. und nicht das tatsÃ¤chliche Diagnosedatum sei.
Zudem sei der PSA-Wert kein eindeutiger Indikator dafÃ¼r, dass tatsÃ¤chlich ein
Prostatakrebs vorliege. Es handele sich folglich lediglich um eine Vermutung. 

Â 

Gegen das seinen ProzessbevollmÃ¤chtigten am 24. Oktober 2018 zugestellte Urteil
hat der KlÃ¤ger am 26. November 2018, einem Montag, Berufung eingelegt.
Hinsichtlich der Bemessung des GdB hat er sich auf den Vorschlag der
SachverstÃ¤ndigen Dr. P. berufen, den GdB mit 80 ab Dezember 2017 festzustellen.
Er befinde sich zudem in einer Hormontherapie. 

Â 

Hinsichtlich der Feststellung eines GdB ab dem 23. Dezember 2017 hat der
Beklagte unter dem 31. Januar 2018 einen AusfÃ¼hrungsbescheid erteilt und hat
unter dem 14. Januar 2019 ein weiteres Teilanerkenntnis abgegeben, nachdem der
KlÃ¤ger eine Bescheinigung des Dr. K. vom 15. November 2018 Ã¼ber die
durchgefÃ¼hrten therapeutischen MaÃ�nahmen vorgelegt hat. Dr. K. hat zur
VerstÃ¤rkung der durchgefÃ¼hrten Strahlentherapie am 12. Januar 2018 mit einer
Antihormontherapie begonnen. Nunmehr hat der Beklagte anerkannt, der GdB des
KlÃ¤gers werde unter Zugrundelegung eines Einzel-GdB von 60 fÃ¼r die
FunktionsbeeintrÃ¤chtigung â��hormonbehandeltes Prostatakarzinomâ�� ab dem
10. Dezember 2017 mit 70 festgestellt, und zwar â��wÃ¤hrend der Zeit der
HeilungsbewÃ¤hrungâ��.

Â 

Der KlÃ¤ger hat das Teilanerkenntnis unter dem 26. Juni 2019 angenommen, die
Berufung jedoch fortgefÃ¼hrt. Er hÃ¤lt weiterhin die Schwerbehinderteneigenschaft
bereits ab dem
30. April 2017 fÃ¼r gegeben. DiesbezÃ¼glich hat er weitere Ermittlungen angeregt,
etwa den durchfÃ¼hrenden Arzt zur Biopsie anzuhÃ¶ren, um RÃ¼ckschlÃ¼sse
Ã¼ber den Verlauf des Wachstums des Prostatakarzinoms zu erlangen. Er habe
zudem seit 2016 an gefÃ¼hlten EinschrÃ¤nkungen unklarer Ursache, wohl aufgrund
erhÃ¶hter PSA-Werte, gelitten.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt,

Â 

das Urteil des SG Aurich vom 4. September 2018 und den Bescheid des Beklagten
vom 2. November 2015 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom
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30. November 2016 sowie des AusfÃ¼hrungsbescheides vom 31. Januar 2018 und
des Teilanerkenntnisses vom 14. Januar 2019 zu Ã¤ndern und den Beklagten zu
verurteilen, bei ihm einen GdB von mindestens 50 bereits ab dem 30. April 2017
festzustellen.

Â 

Der Beklagte beantragt,

Â 

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er meint, auf die Messwerte komme es nicht an, denn entsprechend einem Urteil
des Bayerischen Landessozialgerichts (LSG) vom 30. Juni 2005 â�� L 15 SB 86/04
â�� sei bei Krebserkrankungen der GdB erst ab dem Zeitpunkt in entsprechender
HÃ¶he festzustellen, in dem das Vorliegen dieser Erkrankung gesichert sei. 

Â 

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten und die
beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten verwiesen, die dem Gericht
vorgelegen haben und Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und der
Beratung gewesen sind.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Â 

Die form- und fristgerecht (Â§Â 151 Abs.Â 1 Sozialgerichtsgesetz â��SGGâ��)
eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â 143 SGG), aber nicht begrÃ¼ndet. Das Urteil
des SG Aurich vom 4. September 2018 und â�� mit der EinschrÃ¤nkung, dass mit
dem 10. Dezember 2017 ein nicht nachvollziehbarer AnknÃ¼pfungszeitpunkt
gewÃ¤hlt worden ist â�� auch der angefochtene Bescheid des Beklagten vom 2.
November 2015 in der Fassung des Widerspruchsbescheides vom 30. November
2016 sowie des AusfÃ¼hrungsbescheides vom 31. Januar 2018 und des
Teilanerkenntnisses vom 14.Â Januar 2019 sind rechtmÃ¤Ã�ig und verletzen den
KlÃ¤ger nicht in seinen Rechten. Der KlÃ¤ger hat keinen Anspruch gegen den
Beklagten auf Feststellung eines hÃ¶heren GdB als 40 bereits ab dem 30. April
2017.

Â 

Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch auf Feststellung eines
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hÃ¶heren GdB istÂ Â§ 48 Abs. 1 S. 1 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)Â i. V.
m.Â Â§ 152 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX) in der zum 1. Januar 2018 in
Kraft getretenen Neufassung durch das Gesetz zur StÃ¤rkung der Teilhabe und
Selbstbestimmung von Menschen mit Behinderungen (Bundesteilhabegesetz â��
BTHG, BGBl. I 2016, 3234 ff.). NachÂ Â§ 48 Abs. 1 S. 1 SGB XÂ ist ein
Verwaltungsakt mit Dauerwirkung fÃ¼r die Zukunft aufzuheben, wenn in den
tatsÃ¤chlichen oder rechtlichen VerhÃ¤ltnissen, die bei seinem Erlass vorgelegen
haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten ist. Von einer solchen ist im
Schwerbehindertenrecht bei einer Ã�nderung im Gesundheitszustand des
behinderten Menschen auszugehen, wenn aus dieser die ErhÃ¶hung oder
Herabsetzung des Gesamt-GdB um wenigstens 10 folgt, wÃ¤hrend das Hinzutreten
weiterer FunktionsstÃ¶rungen mit einem Einzel-GdB von 10 regelmÃ¤Ã�ig ohne
Auswirkung auf den Gesamt-GdB bleibt (vgl. Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom
17. April 2013 â�� B 9 SB 3/12 R â�� juris Rn. 26 m. w. N.). Dabei sind die in dem
frÃ¼heren Bescheid bei der Feststellung des Gesamt-GdB berÃ¼cksichtigten Einzel-
GdB â�� anders als der gesamt-GdB selbst â�� nicht in Bestandskraft erwachsen
(BSG, Urteil vom 5. Juli 2007 â�� B 9/9a SB 12/06 R â�� juris Rn. 17 f.) und es
handelt sich bei der Neufeststellung dementsprechend nicht um eine reine
Hochrechnung des im frÃ¼heren Bescheid festgestellten Gesamt-GdB, sondern um
dessen Neuermittlung auf der Grundlage der aktuell tatsÃ¤chlich vorliegenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen (vgl. BSG, Urteil vom 19. September 2000 â�� B 9
SB 3/00 R â�� juris Rn. 14).

Â 

Nach dem zum 1. Januar 2018 in Kraft getretenen Â§ 152 SGB IX, der im Rahmen
der vorliegenden Anfechtungs- und Verpflichtungsklage anwendbar ist und der die
bisherigen Regelungen des Â§ 69 SGB IX (Fassung bis zum 31. Dezember 2017) im
Wesentlichen unverÃ¤ndert Ã¼bernommen hat, stellen die fÃ¼r die
DurchfÃ¼hrung des Bundesversorgungsgesetzes (BVG) zustÃ¤ndigen BehÃ¶rden
auf Antrag eines behinderten Menschen das Vorliegen einer Behinderung und den
GdB zum Zeitpunkt der Antragstellung fest (Abs. 1 S. 1). Als GdB werden dabei nach
Â§ 152 Abs. 1 S. 5Â SGBÂ IX n. F. die Auswirkungen auf die Teilhabe am Leben in
der Gesellschaft nach Zehnergraden abgestuft festgestellt. Grundlage der
Bewertung waren dabei bis zum 31.Â Dezember 2008 die aus den Erfahrungen der
Versorgungsverwaltung und den Erkenntnissen der medizinischen Wissenschaft
gewonnenen Tabellenwerte der â��Anhaltspunkte fÃ¼r die Ã¤rztliche
GutachtertÃ¤tigkeit im sozialen EntschÃ¤digungsrecht und nach dem
Schwerbehindertenrechtâ�� (AHP). Dieses Bewertungssystem ist zum 1. Januar
2009 ohne wesentliche inhaltliche Ã�nderungen abgelÃ¶st worden durch die
aufgrund des Â§ 30 Abs. 17 (bzw. Abs. 16)Â BVG erlassene und zwischenzeitlich
mehrfach geÃ¤nderte Rechtsverordnung zur DurchfÃ¼hrung desÂ Â§Â 1Â Abs. 1
und 3, desÂ Â§ 30Â Abs. 1 und desÂ Â§ 35 Abs. 1 BVG (Versorgungsmedizin-
VerordnungÂ â�� VersMedV -) vom 10. Dezember 2008Â (BGBl. I 2412). Die darin
niedergelegten MaÃ�stÃ¤be waren nach Â§ 69 Abs. 1 S. 5 SGB IX (in der bis zum 14.
Januar 2015 gÃ¼ltigen Fassung) auf die Feststellung des GdB entsprechend
anzuwenden. Seit dem 15. Januar 2015 existiert im Schwerbehindertenrecht eine
eigenstÃ¤ndige Rechtsgrundlage fÃ¼r den Erlass einer Rechtsverordnung, in der
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die GrundsÃ¤tze fÃ¼r die medizinische Bewertung des GdB und auch fÃ¼r die
medizinischen Voraussetzungen fÃ¼r die Vergabe von Merkzeichen aufgestellt
werden (Â§Â 70 Abs. 2 SGB IX in der seit dem 15. Januar 2015 gÃ¼ltigen Fassung
bzw. Â§ 153 Abs. 2 SGB IX in der seit dem 1. Januar 2018 gÃ¼ltigen Fassung).
Hierzu sieht der zeitgleich in Kraft getretene Â§ 159 Abs. 7 SGB IX (nunmehr Â§ 241
Abs. 5 SGB IX n. F.) als Ã�bergangsregelung vor, dass bis zum Erlass einer solchen
Verordnung die MaÃ�stÃ¤be des Â§Â 30 Abs. 1 BVG und der auf Grund des Â§ 30
Abs. 16 BVG erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend gelten.

Â 

AlsÂ Anlage zu Â§ 2 VersMedVÂ sind â��Versorgungsmedizinische GrundsÃ¤tzeâ��
(VMG) erlassen worden, in denen u.a. die GrundsÃ¤tze fÃ¼r die Feststellung des
Grades der SchÃ¤digungsfolgen (GdS) i. S. desÂ Â§ 30 Abs. 1 BVGÂ festgelegt
worden sind. Diese sind auch fÃ¼r die Feststellung des GdB maÃ�gebendÂ (vgl. Teil
A Nr. 2 a VMG). Die AHP und die zum 1. Januar 2009 in Kraft getretenen VMG stellen
ihrem Inhalt nach antizipierte SachverstÃ¤ndigengutachten dar (stÃ¤ndige
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts [BSG], vgl. z. B. Urteil vom 16. Dezember
2014 â��
B 9 SB 2/13 R â�� juris Rn. 10 m. w. N.). 

Â 

Liegen mehrere BeeintrÃ¤chtigungen der Teilhabe am Leben in der Gesellschaft
vor, so wird der GdB gemÃ¤Ã�Â Â§ 152 Abs. 3 S. 1 SGB IX n. F. nach den
Auswirkungen der BeeintrÃ¤chtigungen in ihrer Gesamtheit unter
BerÃ¼cksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen festgestellt. Zur Feststellung
des GdB werden in einem ersten Schritt die einzelnen nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen im Sinne von regelwidrigen (von der Norm abweichenden)
ZustÃ¤ndenÂ (s.Â Â§ 2 Abs. 1 SGB IX)Â und die damit einhergehenden, fÃ¼r eine
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung bedeutsamen UmstÃ¤nde festgestellt. In einem zweiten
Schritt sind diese dann den in den VMG genannten Funktionssystemen zuzuordnen
und mit einem Einzel-GdB zu bewerten. In einem dritten Schritt ist â�� in der Regel
ausgehend von der BeeintrÃ¤chtigung mit dem hÃ¶chsten Einzel-GdBÂ (vgl. Teil A
Nr. 3 c VMG) â�� in einer Gesamtschau unter BerÃ¼cksichtigung der
wechselseitigen Beziehungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen der Gesamt-GdB
zu bilden. Dabei kÃ¶nnen die Auswirkungen der einzelnen BeeintrÃ¤chtigungen
ineinander aufgehen (sich decken), sich Ã¼berschneiden, sich verstÃ¤rken oder
beziehungslos nebeneinander stehen. AuÃ�erdem sind bei der GesamtwÃ¼rdigung
die Auswirkungen mit denjenigen zu vergleichen, fÃ¼r die in den VMG feste Grade
angegeben sindÂ (Teil A Nr. 3 b VMG). Hierbei fÃ¼hren zusÃ¤tzliche leichte
GesundheitsstÃ¶rungen, die nur einen GdB von 10 bedingen, nicht zu einer
Zunahme des AusmaÃ�es der GesamtbeeintrÃ¤chtigung und auch bei leichten
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen mit einem GdB von 20 ist es vielfach nicht
gerechtfertigt, auf eine wesentliche Zunahme des AusmaÃ�es der Behinderung zu
schlieÃ�en (Teil A Nr. 3 d ee VMG; vgl. zum Vorstehenden auch BSG, Urteil vom 17.
April 2013 â�� B 9 SB 3/12 R â�� juris Rn. 29).
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Â 

Die Bemessung des GdB ist nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung desÂ BSG
grundsÃ¤tzlich tatrichterliche Aufgabe (vgl. BSG a.a.O. Rn. 30). Dabei
hat insbesondere die Feststellung der nicht nur vorÃ¼bergehenden
GesundheitsstÃ¶rungen unter Heranziehung Ã¤rztlichen Fachwissens zu erfolgen. 
MaÃ�geblich fÃ¼r die darauf aufbauende GdB-Feststellung ist aber nach Â§ 2 Abs. 1
, Â§Â 152 Abs. 1 und 3 SGB IX n. F., wie sich nicht nur vorÃ¼bergehende
GesundheitsstÃ¶rungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft auswirken.
Bei der rechtlichen Bewertung dieser Auswirkungen sind die Gerichte an
dieÂ VorschlÃ¤geÂ der von ihnen gehÃ¶rten SachverstÃ¤ndigen nicht gebunden
(BSG, Beschluss vom 20. April 2015 â�� B 9 SB 98/14 B â�� juris Rn. 6 m.w.N.).

Unter Beachtung dieser GrundsÃ¤tze ist das Urteil des SG Aurich vom 4. September
2018 unter BerÃ¼cksichtigung des nachfolgenden weiteren Teilanerkenntnisses des
Beklagten vom
14. Januar 2019 nicht zu beanstanden. 

Â 

Der Beklagte hat zunÃ¤chst zu Recht die Feststellung eines noch hÃ¶heren GdB
abgelehnt. ZunÃ¤chst folgt dies hinsichtlich sÃ¤mtlicher GesundheitsstÃ¶rungen
des KlÃ¤gers, die nicht mit dem Prostatakarzinom im Zusammenhang stehen, aus
der Ã¼berzeugenden BegrÃ¼ndung des Urteils des SG Aurich vom 4. September
2018 (Seiten 5 â�� 6), der sich der Senat nach eigener SachprÃ¼fung anschlieÃ�t
und die er daher nicht wiederholt (Â§ 153 Abs. 2 SGG). Die Beschwerden sind unter
BerÃ¼cksichtigung der Feststellungen im SachverstÃ¤ndigengutachten Dr. P. und
der weiteren Ã¤rztlichen Darlegungen in den Akten aufgrund ihrer relativen
GeringfÃ¼gigkeit nicht geeignet, in ZeitrÃ¤umen vor dem 6. Dezember 2017 die
Schwerbehinderteneigenschaft zu begrÃ¼nden.

Â 

DarÃ¼ber hinaus kommt hinsichtlich der Bewertung des Prostatakarzinoms weder
nach den konkreten Auswirkungen und FunktionsstÃ¶rungen der Erkrankung â��
solche sind vor dem
6. Dezember 2017 schlicht nicht in ausreichender Weise dargelegt â�� noch nach
den GrundsÃ¤tzen einer von den konkreten Auswirkungen und FunktionsstÃ¶rungen
losgelÃ¶sten Bewertung von Krebserkrankungen die Feststellung eines Einzel-GdB
vor dem 6. Dezember 2017, dem Tag der Diagnosestellung, in Betracht. 

Â 

GemÃ¤Ã� Teil B Nr. 1 c VMG ist nach Behandlung bestimmter Krankheiten, die zu
Rezidiven neigen, insbesondere bei bÃ¶sartigen Geschwulsterkrankungen,
eineÂ HeilungsbewÃ¤hrung abzuwarten. Der Zeitraum beginnt ab dem Zeitpunkt,
an dem die Geschwulst durch Operation oder andere PrimÃ¤rtherapie als beseitigt
angesehen werden kann. Die hinsichtlich der hÃ¤ufigsten und wichtigsten solcher
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Krankheiten angegebenen GdB-Anhaltswerte sind auf den â��Zustand nach
operativer oder anderweitiger Beseitigung der Geschwulst bezogenâ��. Insoweit
legen die VMG die HÃ¶he des GdB pauschal fest. Erst fÃ¼r die Zeit nach Ablauf der
HeilungsbewÃ¤hrung ist der GdB nach den konkreten Auswirkungen der
vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen zu bemessenÂ (vgl. dazu Teil A Nr. 2 VMG).
Eine HeilungsbewÃ¤hrung im eigentlichen Sinne ist nicht Gegenstand des hier zu
beurteilenden Falles, denn die Geschwulst ist nicht operativ oder durch andere
PrimÃ¤rtherapie beseitigt worden, sondern wird auf Dauer hormonbehandelt.
Letzteres fÃ¼hrt nach Teil B Nr. 13.6 VMG zur Feststellung eines GdB von
wenigstens 60, wobei dieser Wert nach den vorliegenden EinzelfallumstÃ¤nden
nach der Ã�berzeugung des Senats auf der Grundlage der Ermittlungsergebnisse
nicht weiter zu erhÃ¶hen ist. Aber auch ein maligner Prostatatumor ohne die
Notwendigkeit einer Behandlung rechtfertigt nach Teil B Nr. 13.6 VMG einen Einzel-
GdB von 50. All dies gilt aber erst ab dem Datum seiner Diagnose. Die
BegrÃ¼ndung der Schwerbehinderteneigenschaft zu einem der Diagnosestellung
vorausgehenden, frÃ¼heren Zeitpunkt ohne festzustellende erhebliche
Beschwerden und ohne psychische Begleiterscheinungen, da der Erkrankte in
diesem Stadium von der potentiell lebensgefÃ¤hrlichen Erkrankung nichts weiÃ�,
wÃ¤re mit dem Prinzip der Bemessung des GdB nach dem MaÃ� fÃ¼r die
BeeintrÃ¤chtigung der Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft â�� so die
Vorbemerkung vor Teil A Nr. 1 VMG â�� in keiner Weise zu vereinbaren, da eine
TeilhabebeeintrÃ¤chtigung insoweit nicht erkennbar ist. Auch in anderen FÃ¤llen
ist entscheidend fÃ¼r den festzustellenden GdB nicht eine bestimmte Diagnose,
sondern allein die FunktionsstÃ¶rung in ihren konkreten Auswirkungen. Diese durch
psychische Begleiterscheinungen und das Therapieregime wesentlich geprÃ¤gten
Auswirkungen entstehen bei einer Krebserkrankung jedoch erst mit ihrer Diagnose. 

Â 

Nach dem generellen Beurteilungsschema der VMG sind regelmÃ¤Ã�ig die
nachgewiesenen funktionellen EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r den GdB in prÃ¤gender
Weise maÃ�geblich. Vor der Diagnosestellung bestehen die vielfÃ¤ltigen
kÃ¶rperlichen und seelischen Auswirkungen einer Krebserkrankung, die in ihrer
Gesamtheit die Vergabe der Schwerbehinderteneigenschaft rechtfertigen,
regelmÃ¤Ã�ig nicht (vgl. Senat, Urteile vom 28. August 2019 â�� L 13 SB 95/18 â��
juris Rn. 33 f. und vom 26. September 2017 â�� L 13 SB 43/16). Nach der
gesicherten Diagnose sind sie indes vorhanden, so dass ab sicherer
Diagnosestellung auch bereits vor der Entfernung eines Tumors ein GdB festgestellt
werden kann, wie sich insbesondere aus Teil B Nr. 13.6 VMG ergibt. 

Â 

Somit ist die Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft des KlÃ¤gers vor dem
6. Dezember 2017 nicht mÃ¶glich. Weitere diesbezÃ¼gliche Ermittlungen, zu
welchem Zeitpunkt retrospektiv vom Vorliegen der zunÃ¤chst unerkannten bzw.
nicht sicher festgestellten Krebserkrankung ausgegangen werden kann, sind daher
bereits mangels Entscheidungserheblichkeit nicht erforderlich.
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Â 

Diese ErwÃ¤gungen werden auch durch das vom Beklagten benannte Urteil des
Bayerischen LSG vom 30. Juni 2005 (â�� L 15 SB 86/04 â�� juris Rn. 24, 31 ff.)
gestÃ¼tzt. Dort ist ausgefÃ¼hrt, der Ã�rztliche SachverstÃ¤ndigenbeirat beim
Bundesministerium fÃ¼r Gesundheit und Soziale Sicherung habe sich zu der
rÃ¼ckwirkenden Feststellung einer Behinderung zum 16. November 2000
geÃ¤uÃ�ert und sei dabei auch auf den Fall eines Prostatakarzinoms eingegangen.
Eine Empfehlung des SachverstÃ¤ndigenbeirats vom 13. November 2002 laute
folgendermaÃ�en: â��Bei der aus rentenrechtlichen GrÃ¼nden notwendigen
rÃ¼ckwirkenden Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft kommt es allein
auf die BeeintrÃ¤chtigung der Teilhabe in der Gesellschaft durch einen nicht nur
vorÃ¼bergehend vom fÃ¼r das Lebensalter typischen abweichenden Zustand auf
Grund einer gesundheitlichen StÃ¶rung an, die fÃ¼r den Zeitpunkt des Stichtags
nachgewiesen ist. Die Anerkennung besonderer Auswirkungen auf Grund einer zum
Stichtag noch nicht erkannten Krebserkrankung ist nicht mÃ¶glich.â�� Diese
Auffassung stimmt mit der Rechtsauffassung des Senats Ã¼berein, ihr ist auch das
Bayerische LSG (a. a. O. â�� juris Rn. 31 f.) unter weiterem Hinweis auf die
Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 9. August 1995 â�� 9 RVs 14/94) beigetreten.
Der Grund fÃ¼r die Feststellung eines GdB von 50 nach Diagnose und Entfernung
bzw. Behandlung eines malignen Prostatatumors sei â�� so das Bayerische LSG a.
a. O. â�� vor allem in der psychisch auÃ�ergewÃ¶hnlich belastenden Situation zu
sehen, die fÃ¼r den Erkrankten mit dem Wissen um seine Tumorerkrankung mit
Rezidivneigung verbunden sei. BerÃ¼cksichtigt wÃ¼rden auÃ�erdem die
Operationsfolgen und eventuell notwendige postoperative Tumortherapien. Diese
Gefahr der unmittelbaren Lebensbedrohung sowie die vielfÃ¤ltigen Auswirkungen
der Krankheit auf die gesamte LebensfÃ¼hrung setzten unverzichtbar voraus, dass
die Krebserkrankung erkannt und diagnostiziert und â�� im Normalfall â��
behandelt worden sei. Die Voraussetzungen fÃ¼r die Annahme einer
HeilungsbewÃ¤hrung und die Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft
kÃ¶nnten nicht auf den Zeitraum der noch nicht gesicherten Diagnose Ã¼bertragen
werden, auch nicht bei erhÃ¶hten PSA-Werten (Bayerisches LSG â�� a. a. O. â��
juris Rn. 33 ff.). Der Senat schlieÃ�t sich dieser Sichtweise an. Eine ErhÃ¶hung von
Zeiten der ArbeitsunfÃ¤higkeit und gefÃ¼hlte EinschrÃ¤nkungen, Sorgen und
Probleme aufgrund erhÃ¶hter PSA-Werte, wie der ProzessbevollmÃ¤chtigte des
KlÃ¤gers im Rahmen der mÃ¼ndlichen Verhandlung angefÃ¼hrt hat, vermÃ¶gen
daran nichts zu Ã¤ndern. Die diesbezÃ¼gliche TeilhabebeeintrÃ¤chtigung erreicht
zur Ã�berzeugung des Senats kein AusmaÃ�, das zu einer ErhÃ¶hung des Gesamt-
GdB fÃ¼hren kann.

Â 

Aber selbst dann, wenn entgegen der Rechtsauffassung des Senats in Anwendung
von Teil B Nr. 13.6 VMG allein das Vorliegen eines malignen Prostatatumors fÃ¼r
die Feststellung eines Einzel-GdB von 50 auch dann fÃ¼r ausreichend erachtet
wÃ¼rde, wenn dieser zunÃ¤chst unerkannt geblieben ist und daher die Teilhabe
nicht in vergleichbarer Weise beeintrÃ¤chtigt wie ein diagnostizierter Tumor, kann
die Berufung â�� und dies stellt eine selbstÃ¤ndig tragende ErwÃ¤gung der
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Senatsentscheidung dar â�� keinen Erfolg haben. Denn es fehlt an der
erforderlichen vollen Ã�berzeugung des Senats vom Vorliegen der
Tumorerkrankung bereits am 30. April 2017. Dieser Beweis wird in vergleichbaren
FÃ¤llen regelmÃ¤Ã�ig und nach der Ã�berzeugung des Senats auch im
vorliegenden Fall erst durch die DurchfÃ¼hrung der Biopsie gefÃ¼hrt, mit welcher
der Tumor gesichert festgestellt worden ist (vgl. BSG, Beschluss vom 23.Â Mai 2017
â�� B 9 SB 86/16 B â�� juris Rn. 5, 10 zur Unbedenklichkeit einer derartigen
Ã�berzeugungsbildung; LSG Niedersachsen-Bremen, Urteil vom 27. Oktober 2016
â�� L 10 SB 182/12; SG Aachen, Urteil vom 29. April 2014 â�� S 12 SB 412/13).
Ausnahmen kÃ¤men nach dieser Sichtweise zwar in Betracht, sind jedoch
entscheidungstragend nur bei sehr kurzen ZeitrÃ¤umen erwogen worden (LSG
Berlin-Brandenburg, Urteil vom 25. April 2013 â�� L 13 SB 3/13 â�� juris Rn. 18:
Zwei Monate vor der DurchfÃ¼hrung der Biopsie). Im vorliegenden Fall ist eine
solche Ã�berzeugungsbildung nicht mÃ¶glich. Vielmehr standen die gesundheitliche
Situation der Prostata des KlÃ¤gers und der jeweilige PSA-Wert seit Jahren unter
stÃ¤ndiger Beobachtung seines behandelnden Arztes Dr.Â  K., der aber vor
Dezember 2017 keinen Anlass zur DurchfÃ¼hrung einer Biopsie gesehen hatte, weil
die â�� obgleich erhÃ¶hten â�� Messwerte keinen hinreichenden Anhaltspunkt fÃ¼r
das Vorliegen eines malignen Prostatatumors gegeben hatten und eine solche
MaÃ�nahme daher nicht erforderlich schien. Dies Ã¤nderte sich erst bei einer
weiteren PSA-ErhÃ¶hung, die alsdann die durchgefÃ¼hrte Biopsie zur Folge hatte.
Zuvor war Dr. K. ausweislich seines Berichts vom 23. Dezember 2017 von einer
dahingehenden Deutung der erhÃ¶hten Messwerte ausgegangen, dass diese im
Zusammenhang mit einer chronischen Prostatitis stÃ¼nden, welche auch die vom
KlÃ¤ger geltend gemachten unklaren Beschwerden zu erklÃ¤ren vermag. Eine volle
Ã�berzeugung des Senats von dem Umstand, dass gleichwohl ein bÃ¶sartiger
Tumor bereits am 30. April 2017 und mithin lÃ¤nger als ein halbes Jahr vor der
DurchfÃ¼hrung der Biopsie vorgelegen haben muss, hat sich vor diesem
Hintergrund nicht bilden kÃ¶nnen.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â 193 SGG. Eine auch teilweise
Kostenerstattung erscheint nicht gerechtfertigt, da der Beklagte jeweils auf die
verÃ¤nderte Prozesslage in angemesser Frist und angemessener Weise durch die
Abgabe von Teilanerkenntnissen reagiert hat.

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§Â 160 Abs.Â 1 und Abs.Â 2
SGG liegen nicht vor.

Erstellt am: 10.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

                            13 / 14

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%209%20SB%2086/16%20B
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2010%20SB%20182/12
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=S%2012%20SB%20412/13
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2013%20SB%203/13
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/160.html


 

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                            14 / 14

http://www.tcpdf.org

